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Amtliches. 


Berlin, 14. März. Der Kaiſer hat im Namen des Reichs die 
von dem Direktorium der Kirche Augsb. Konfeſſion zu Straßburg 
vorgenommene Ernennung des Pfarrers Georg Ruf in Kutzen⸗ 
haufen zum Pfarrer in Geudertheim. Bez. Unter⸗Elſaß, beftätigt 

Der König hat dem Paſtor Kragh zu Oesby, im Kreiſe Haders⸗ 
leben den. k. Kr.⸗O. 3. Kl. verliehen, den Reg Aff. Hans Werner 
Guſtav Rudolf v. Pawel zum Landrath des Kreiſes Schlawe ernannt, 
dem Rechtsanwalt Fenner bei dem Ob⸗Trib. und dem Ob.⸗Ger.⸗ 
Anwalt Job. Chriſt. Hugenberg in Osnabrück den Charakter als 
Juſtizrath, den prakt. Aerzten Dr Brand und Dr. Schleich in Stet⸗ 
tin, oí dem prakt. Arzt und Theaterarzt Dr. med. ram Hart⸗ 


ann in Wiesbaden den Charakter als Sanitätsrath verliehen. 
> Der als Pfarrer nach Buchholz berufene bish. Pfarrer und 
Superintendenk Beyer in Arnswalde iſt zum Superintendenten der 
D. beſtellt worden. 


Bibzeſe Fürſtenwalde, Reg. Bes. Frankfurt a. 


Vom Landtage. 
19. Sitzung des Herrenhauſes. 


thum Lauenburg. 
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err v. Si 
Re den thatfa 
:!!! gctommen IR. Jane B 
Ren „ wie fle aus dem eordnetenhauſe mmen iſt 
* , e mit großer Freude. Ich halte es für wünſcheng⸗ 
werth, ja für nothwendig, daß, ehe man zu der weiteren Einführung 
der Soronung in die andern Landestheile ſchreitet, alle Erfahrun⸗ 
gen geſammelt werden, die die Lücken, die Schwächen der Kreisord⸗ 
nung, wie ſie jetzt beſtehen, in klares Licht ſtellen, damit wir einen den 
Bedürfniſſen beſſer entſprechende Geſetzgebung bekommen, als wir 
fie meiner Meinung nach in der Kreisordnung haben. Es ſteht, 
laube ich, über allen Zweifeln erhaben, daß die Organifation der 
elbſtverwaltung, wie ſie jetzt beſteht, faſt unerſchwingliche Koſten 
für Gemeinde, Kreis und Provinz verurſacht; es ftebt ferner über 
allen Zweifel erhaben, das fie ſehr viele Kräfte in Anſpruch nimmt, 
und endlich, daß in Bezug auf den Geſchäftsgang Dinge, die früber 
mit einem Federſtrich erledigt werden konnten, und erledigt wurden, 
heute Jahre lang berumgeſchleppt werden. Es iſt aber noch ein an: 
deres Moment hervorzuheben, ohne mich auf irgendwelche Speiialt- 
täten einlaſſen zu wollen. Ich meine das Moment, daß die Ge⸗ 
richtshöfe der Verwaltung, die Kreisausſchüſſe und Verwaltungsge⸗ 
richte in ihrer Majorität aus Wahlen hervorgehend aus Perſonen be 
ſtehen die einer und derſelben extremen politiſchen Partei angehören. 
Meine Herren Gerichtshöfe derart entſprechen nach meiner Auf- 
faffung nicht der Hauptbedingung eines Gerichtsvofes, der Sicherbeit 
und Unparteilichkeit des Urtheils. ch will aber nicht weiter auf 
dieſe Spezialien eingehen, ſondern nur mit Freuden dieſen thatſächli⸗ 
chen Halt in der weiteren Einführung der Kreisordnung begrüßen 
und das Hohe Haus bitten, der Vorlage, wie fie aus dem Abgeord⸗ 
netenbaufe gekommen iſt, feine Zuſtimmung zu ertheilen. 
Der Antrag wird mit erheblicher Majorität genehmigt. 
Zweiter und letzter ee der Tagesordnung iſt der Bericht 
der Kommiſſion für die Juſtiz⸗ Angelegenbeiten über den Entwurf 
eines Ausführungsgeſetzes zum deuſchen Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetz. 
„Berichterſtatter ift Herr Graf zur Lippe; derſelbe fübrt aus, 
es fei für die Beſchlußfaſſung der geſetzgebenden Körperſchaften die 
Direktive gegeben, nicht ohne dringende und ſchwerwiegende Gründe 
von den Vorſchlägen der königlichen Staatsregierung abzuweichen, 
von denen anzuerkennen ſei, daß ſie ſich in Uebereinſtimmung mit den 
in der Reichsgeſetzgebung aufgeſtellten Grundſätzen befinden. Redner 
geht dann auf die von der Kommiſſion gegen d Faſſung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes beſchloſſenen Abänderungen ein, gedenkt nochmals der 
Aufbebung des oberſten Ben Gerichtshofs, des Obertribunals 
und bittet das Haus ſchließlich, dem Entwurfe, der im Ganzen von 
der Kommiffion cin Etim mig genehmigt fet, in feiner jetzigen Faſ⸗ 
fung zuzuſtimmen a a 
qu General Diskuſſton ergreift zunächſt das Wort Juſtizminiſter 
Dr. Leonbardt, um den Eifer der Kommiſſion und die Refiana- 
tion, welche fie Angeſichts der Zwangslage, in welcher ſich das Geſetz 
befinde, bei ihren Beratbungen bewieſen habe, lobend anzuerkennen. 
Eine eben ſolche Reſignation habe jetzt die Regierung den Beſchlüſſen 
des Herrenbauſes gegenüber zu beweiſen; hätte fie freie Hand, fo 
würde fie keineswegs mit den Beſchlüſſen ves Abgeordnetenhauſes ſich 
einderſtanden erklären. Inſonderheit gelte dies von den Beſtimmun⸗ 
gen, welche von einem Mißtrauen gegen die Juſtizverwaltung und 
egen die Richter zeugen. Ein ſolches Mißtrauen babe gar keinen 
Sinn, wenn man nicht Richter vorausſetze, die fid in abfolute Ab⸗ 
bängigfeit vom Juftigminifter begeben; ſolche jeien ihm (Redner) aber 
während feiner 1Ojúbrigen Amts berwallung nie vorgekommen. 
Die Generaldiskuf on wird geſchloſſen und die Spezialdiskuſſion 


due 1, der die Dauer des See (Referendariat) 
abre, wie bisher normirt, ſpri 5 

ye Herr S. Pr um nach feinen Erfabrungen es für 
dringend wünſchenswertb zu erklären, daß die Zeit des Studirens 
nicht noch mebr durch Geſtattung der Ableiſtung des Militärdienſtes 
während derfelben beſchränkt, ſondern daß fie im Gegentheil aus: 
gedehnt werde. Ein bierjibriges Referendariat babe mannigfache 
Uebelſtände im Gefolge und könne ganz wohl ein wenig verkürzt wer⸗ 
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Mittag: Ausgabe. 


Einun dachtztaſte⸗ 
Freitag, 15. März 


(Erfcheint täglich dreimal.) 


den Den jungen Juriſten würden durch eine derartige Aenderung 


weſentliche Dienſte geleiſtet werden. j 4 Ber 

Jufiiyminifter Dr. Leonhardt hält es bei der gegenwärtigen 
Lage der Dinge für untbunlich, den Vorbexeitungsdienſt bei den Ge⸗ 
Aachen zu verkürzen. Die meiften jungen Juriſten ſeten auf der Uni⸗ 
verfität außerordentlich unfleißig (Heiterkeit) und bekämen exft durch 
ihre Thätigkeit bei den Gerichten ein eigenthümliches Intereſſe an den 
Arbeiten Gerade dieſer Grund beftimme ihn, ſich gegen das Ver⸗ 
langen einer Erweiterung des Univerſitätsſtudiums auszusprechen. 
Die Militä dienſtzeit werde übrigens nur fakultativ angerechnet. 

Vizepräſtdent des Staatsminiſteriums, Finanzminiſter Ca m p⸗ 
hauſen iſt in das Haus eingetreten Ne 

Herr von Winterfeld kält ein Zjähriges Studium für 
völlig ausreichend und iſt mit der Anſicht des Heren Miniſters, be⸗ 
treffend den Unfleiß und das Bummeln der jungen Juriſten, durch⸗ 
aus einverſtanden Herrn Dr Dernburg ſei zu erwidern, daß es in 
Hanns auf den praktiſchen Effekt gam gleichglltig fei, ob der junge 

ann bummle oder im Heere diene (Heiterkeit). 

Herr Dr. Beſeler tritt für die Ausführungen des Herrn Dr. 
Dernburg ein; 3 Sabre genügten micht mehr bei dem ſeit den letzten 
Dezennien fo ſehr gewachſenen Umfang der juriſtiſchen Disziplinen, 
die jungen Leute genügend vorzubereiten. Eine feſte, ſtrenge Prü⸗ 
fungsordnung fet das Mittel. dem Schaden entgegenzutreten, der 
durch das angenehme Leben der jungen Studenten und die Vernach⸗ 
läſſigung des Studiums ervorgerufen werde 

Juſtizminiſter Dr. Leonhard hält daran feft, daß er ſeine 
Behauptungen auf ſeine langjährigen Erfahrungen als Vorſitzender 
der Prüfungs Kommiſſion baſtet habe, welche z. B. ergeben hätten, 
daß Juriſten, die längere Zeit dem Studium gewidmet hätten, keines⸗ 
wegs ausgezeichnetere Kenntniſſe offenbart hätten. 

Nachdem noch Herr Generalſtaats⸗ Anwalt Deber fib im 
e pet Herrn Dr. Dernburg ausgeſprochen, wird die Diskuſſion 
geſchloſſen. 

Ein Antrag auf Abänderung iſt nicht geſtellt. $ 1 wird mit gros 
ßer Majorität genehmigt. é 

2 (Beſchäftigung der Referendarien) geftattet der Juſtizverwal⸗ 
tung reſp. den Amtsrichtern, Referendaren im Falle des Bedürfniſſes 
gemifle richterliche Befugniſſe mit Ausnahme der Rechtſprechung zu 

bertragen; Referendaren, welche bereits zwei Jahre praktiſch gear⸗ 
beitet baben, ſoll auch die letztere zuſtehen (Die Regierungsvorlage, 
ſowie ue des Abgeordnetenhauſes erhielten letztere Beſtim⸗ 
mung nicht. 

Der Referent Herr Graf zur Lippe empfiehlt die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion, wogegen Herr v. Bernuth die Wiederherſtellung 
der Abgeordnetenhausvorlage beantragt. 

Juſtizminiſter Dr. Leonbardt: Die Regierung habe in den 
Veränderungen, die das Abgeordnetenhaus mit dieſen Paragraphen 

loſſen, keine Verbeſſerung geſehen, jedoch ſich denſelben gegenüber 


reſignirt. Er halte die von der Kommiſſion vorgeſchlagenen Verán: 


derungen der Vorlage für ſehr bedenklich. 

Herr v. Winkerfeld befürwortet die Annnahme der Kom⸗ 
miſſionsanträge. 

Herr Dr. Beſeler ſpricht gegen die Anträge der Kommiſſion 
und tritt dem Antrage Bernuth bei. 

Juftizminiſter Dr. Leonbardt empfiehlt nochmals die Wieder⸗ 
berftellung des $ 2 nach der Faſſung des Abgeordnetenhauſes zumal 
die von der Kommiſſion des Hauſes beſchloſſenen Abänderungen ſich 
durch praktiſche Bedürfaiſſe nicht beg cünden Leg 

Bei der Abſtimmung wird der $ 2 in der Faſſung der Kommiſſion 
mit geringer Majorität angenommen 

$ 3 empfiehlt die Kommiſſion folgende Faſſung zu geben: 

„Die Gerichtsaſſeſſoren werden nach ihrer Ernennung 
einem Amtsgericht oder Landgerichs oder mit ihrer Zuſtimmung einer 
Staatsanwaltſchaft zur unentgeltlichen Beſchäftigung 
überwieſen. Die Bezeichnung des erichts oder der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erfolgt durch den Juſtizminiſter. 

Die Verſetzung der Gerichtsaſſeſſoren von dem Orte, an welchem ſie 
einem Gericht oder einer Staatsanwaltſchaft zur unentgeltlichen Be⸗ 
ſchäftigung überwieſen find, iſt, vorbehaltlich der Vorſchriften in § 4 
nur mit ihrer Zuſtimmung zuläſſig“. (Die geſperrten Worte ſind Zu⸗ 
füge der Kommiſſton) . l 

Zu § 4 ſchlägt die Kommiſſion vor, daß die Aſſeſſoren auch die 
SER einer Amtsrichterſtelle führen können. Nach Begründung 
der Vorſchläge durch den Referenten erklärt Juſtizminiſter Dr. 
Leonhardt, 8 die Regierung eine derartige Beſchäftigung der 
Aſſeſſoren bereits für zweifellos zuläſſig gehalten babe. ; 

Herr v. Senfft⸗Pilſach weiſt auf den Koſtenpunkt in diefer 
Frage hin. 8 

In der Abſtimmung wird $ 3, 4, La 5 in der Faſſung der Kom⸗ 
miſſton mit großer Majorität angenommen. Zu $ 6 liegt ein Antrag 
des Herrn b. Winterfeld vor, die urſprüngliche Regierungsvor⸗ 
lage wieder berzuſtellen während die Kommiſſion mit 7 gegen 5 Stim⸗ 
men die Faſſung des Abgeordnetenhauſez empfiehlt, wonach ſämmt⸗ 
ea Richter, einſchließlich der Handeld- Richter, vom Könige ernannt 

erden. 

„Die Regierungsvorlage im 8 6 lautet: „Die pb: Senats» 
Präſidenten und Räthe der Oberlandesgerichte, ſowie die Präſidenten 
und Direktoren der Landgerichte werden von dem Könige, die Land⸗ 
richter, die Handelsrichler und die Amtsrichter im Namen des Königs 
von dem Juſtizminiſter ern unt.“ y 

Nachdem der Referent die Kommiſſionsvorſchläge befürwortet, bes 
tont Herr v. Winterfeld, daß durch die Beſchlüſſe des andern 
Hauſes ein verfaſſungsmäßiges Recht der Krone verletzt werde, dem 
wolle ſein Antrag vorbeugen. > 

Herr General-Staatsanwalt v. Wever vertritt den Stan punkt 
der Kommiſſion, eine Verfaſſungs veränderung fet durch die Beſchlüſſe 
des anderen Hauſes nicht eingetreten. 3 : 

Herr Graf zur Lippe vertritt nunmehr feinen perſönlichen 
Standpunkt, der den Beſchlüſſen der Kommiſſion entgegen fteht. Man 
dürfe das in der Verfaſſungsurkunde vorbehaltene Recht des Königs, 
Jemand (in dieſem Falle dem Juſtizminiſter) für dieſe e an 
zu delegiren, nicht anrühren Man ſolle nicht glauben, durch ſolche 
Formalitäten den Richterſtand zu heben. Der Beſchluß des anderen 
Hauſes, wie er vorliege, febe mit der Verfaſſung nicht in Einklang, 
er bitte daher die Regierungsvorlage wieder herzuſtellen. 

Regierungs Kommiſſar Geheime Rath Schmidt: Nach der 
Ueberzeugung der Regierung ftebe der Beſchluß des anderen Hauſes 
nicht in Widerſpruch mit der Verfaſſung. Schon die frühere Ge⸗ 
ſetzgebung habe beſtimmt, daß nur gewiſſe Kategorien von Richtern, 
vom Könige ernannt werden. Nur in dieſer Beziehung habe die 
königliche, mit Geſetzeskraft ergangene Verordnung für Frankfurt 
a. M. ihre Bedeutung. Es eniſpreche der Würde des Richters, daß 
ſie vom Könige direkt ernannt würden. Dadurch werde die Stellung 
des Richters vom Volke gegenüber gehoben. 
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Herr Baron v. Senfft⸗Pilſach erklärt ſich für das abſo⸗ 
lute Recht des Königs, ſämmtliche Richter zu — 4 J 

Herr Graf zur Lippe erklärt, daß die Verhältniſſe in Franke 
furt a. M. für die allgemeine Beurtheilung der Sachlage nicht maß⸗ 
gebend ſein dürfe. 

Herr Dr. Beſeler verlangt, daß in Fällen, wo der Berichten⸗ 
ſtatter den Beſchlüſſen der Kommiſſion nicht perſönlich beiſtimme, ein 
anderer Berichterſtatter beſtellt werde. Er halte die Beſchlüſſe des 
Abgeordnetenhauſes für einen Fortſchritt; wenn man dieſe ung 
Arden werde man die Jatereſſen des geſammten Yurifienftandes 2 
ördern. 

Juſtizminiſter Dr. Leonbardt erklärt ſich mit den lüſſen 
des anderen Hauſes einverſtanden, auch babe Se a de ean 
— dafür erklärt, um den Wünſchen des Richterſtandes entgegen zu 
ommen. 

Herr v. Schöning: Er könne in ſolchen äußerlichen Dingen 
keine Hebung des Richterſtandes erblicken. Wenn Se. Majeftit aud 
ſich bereit erklärt, eine ſolche vermehrte Arbeitslaſt auf ſich zu nehmen, 
fo müſſe er (Redner) doch in dieſen Beſchlüſſen des anderen Hauſes 
eine Verfaſſungsänderung erblicken 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt beſtätigt nochmals feine frühe⸗ 
ren Ausführungen, ‘ 

Nach perſönlichen Bemerkungen des Herrn v. Schöning und 
des Grafen zur Lippe wird $ 6 unter Ablehnung des Amende⸗ 
ments v. Winterfeld angenommen. 

Die 88 7— 10 werden ohne Debatte angenommen. 
Beim Titel 2 (Gerichtsbarkeit) liegt zu $ 11, welcher die aufzu⸗ 
bebenden Gerichte aufzählt, ein Amendement der Herren Bredt und 
Theune vor, die königliche Staatsregierung zu erfuchen, überall da, 
wo bisher Handelsgerichte, Kommerz⸗ und Admiralitäts⸗Kollegien bes 
ſtanden auch wenn daſelbſt Landgerichte nicht eingeſetzt werden, ſofern 
. N Gründe entgegenſtehen, Kammern für Handelsſachen 
nzurichten. : 
Nachdem Oberbürgermeiſter Bredt den Antrag zur Annahme 


empfohlen, erwidert Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, daß jedenfalls 
die Verhältniſſe der einzelnen Handels⸗Emporien, welche Hoe Land» 
gerichte hatten, eingehend geprüft werden würden. 
Nach warmer Befürwortung des Antrags Bredt durch Herrn 
ngen Sentftd. Bilfa Aber Mr. 1 des $ 11 (Hafiehana 
aron Sen v. Pilſa er Nr. u — 
des Obertribunals) geſondert abſtimmen zu laſſen. a Y 
- ie Distuffion wird geſchloſſen; bei der Abſtimmung wird $ 11 
in sg Geſammtbeit angenommen, desgleichen der Antrag 
redt. : 
5 12 der Vorlage des Abgeordnetenbaufes bebt die Gerichtsbar⸗ 
keit der Univerſitätsgerichte in ihrem 


Regierungs⸗Kommiſſar Gebeimrath Göppert iſt allerdings der 
Anſicht, daß die Frage der Univerſitätsgerichtsbarkeit am beſten bei 
dieſem Geſetz gar nicht zur Sprache gebracht worden wäre. Da die 
Sondergerichtsbarkeit der Univerſitätsgerichte ſpäteſtens in der näch⸗ 
ſten Winter Saiſon Gegenſtand geſetzlicher Erörterungen werden 
müſſe, fo fet es ziemlich gleichgiltig, ob ſchon jetzt oder erft ſpäter 
Diskuffionen über dieſelbe ſtattfänden. Im Allgemeinen verhalte ſich 
die Regierung ſowohl dem Kommiſſions⸗Antrag, wie dem Antrag 
Beſeler Kn indifferent. 
Nach kurzer Entgegnung des Herrn Dr. Beſeler wird der 
Antrag mit großer Majorität angenommen, ebenfo $ 12 in 
der fo modifisirten Faſſung, ſowie die $$ 13—19. 
7775 en 8 40 11 fl er — re a 
ichſte Sitzung Freitag r. Tagesordnung: Fortſetzu 7 
heutigen Berathung. Schluß 4 Uhr. a : = 


Abgeordnetenhaus. 8 
65. Sitzung. 
bef BR 14. März. Das Haus und die Tribünen find gut 
eſetzt. ? 
Am Miniſtertiſche Anfangs einige Kommiſſare. 
Der Präſident v. Anse end eröffnet die 
15 Minuten mit geſchäftlichen Mittheilungen. Se Majeſtät der 
Kaiſer, Ihre Königliche 9 9 der Kronprinz und Prim Friedrich 
Carl haben die Glückwünſche des Hauſes anläßlich der Doppelhochzeit 
bei Hofe huldvollſt entgegenzunehmen gerubt. 5 
om Herrenhauſe ijt die Nachricht von der Annabme des Gee — 
ſetzes über den meten nativa eingegangen; bom Minifter der 
Auswärtigen Angelegenbeiten eine Sammlung der deutſchen Konſular⸗ 
Verträge und von den Miniſtern der Finanzen und des Handels der 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Fertigſtellung der Berliner 
Stadtbahn von Staats wegen. 
Das Haus tritt in die Tagesordnung ein. y 4 
Der erfte Gegenftand derſelben iſt die zweite Beras 
thung des Entwurfs eines Geſetzes, ben 
Forſtdiebſtahl betreffend. 
Dazu liegen eine Menge Anträge vor von den Abgg. Frhr. v. 
Fürth, Rauthe, Wadler (Schweidnig), Reichensperger, Schröter 
(Barnim), Dr Bähr (Raffel) und Sey del. o 
Der Berichterftatter, Abg. Bernbardt, erklärt, daß er 
auf die einzelnen Anträge erſt ſpäter zurückkommen wird, ſowohl auf 
diejenigen, die der Kommiſſion ſchon vorgelegen haben, als auch auf 
diejenigen, bei denen dies nicht der Fall iſt. 
Die Diskuſſion über $ 1 wird eröffnet; derſelbe lautet in der 
Roto wie folgt: BE 
„Forſtdiebſtahl im Sinne diefes Geſetzes ift der in einem anderen 
hauptſächlich zur Holznutzung beſtimmten Grundſtücke verübte Dieb⸗ 
ftabl: 1) an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden 
getrennt iſt; 2) an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder um⸗ 
geworfen, und mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht 
worden iſt; 3) an Spänen, Abraum oder Borke, ſofern dieſelben noch 
nicht in einer umſchloſſenen Holzablage ſich befinden oder noch nicht 
geworben oder eingeſammelt find; 4) an anderen Wald⸗Erzeugniſſen, 
insbeſondere Holzpflänzlingen, Gras, Haide, Plaggen, Moos, Laub, 
Streuwerk, Radelholyanfen, Waldſämereien und Harz, fofern dieſelben 1 
nocht nicht geworben oder eingeſammelt find. 5 


Sitzung 11 Uhr 


hi 


— — 


"einen neuen 
ns des 


. weil dadurch zu viele Mißſtände her 


beantragen Abg. Frhr. v. Fürth, Abg. S 
un 


2 
Er 
ia Y 
ope 


** . des 


5 ait 
S 


auf die Unfäbigkeit der 


( im), Seidel, 
ORT 


Rauthe und R 
ründet werden. d 


e ichen 
ie Kommiſſtonsfa 
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bg. Dulheuer iſt der Anſicht, daß in den meifien Fällen 


Man 1 nicht zu ee 


rden. 


Der $ 2 lautet in der Kommiſſionsfaſſung: 
„Der Forftdiebfiahl wird mit einer Geldstrafe beſtraft, welche 


dem fünffachen Werthe des Entwendeten gleichkommt und niemals 


unter Einer Mark betragen darf.“ 

Abg. Bro mm will ftatt des fünffachen Werthes nur den vier⸗ 
fachen ſetzen. 

ln Abg. Bernhardt bittet dagegen, den Antrag ber 
Rommiffion anzunehmen. 1 

Das Haus Aer 5 demgemäß. 

Zu § 31, welcher beſtimmt, daß die Strafe gleich dem KERN 
Perthe des Entwendeten und niemals unter 2 Mark fein foll, wenn 
der Diebftahl unter gewiſſen erſchwerenden Umſtänden begangen iſt, 
i chröter (Barnim) 
Abg. Kummert redaktionelle Aenderungen der Kommiſſions⸗ 


und 
* Ale Be Das Haus nimmt aber dieſe letztere auf den Vorſchlag des 


rnhardt an; auch $ 15 (über Einziehung von Werkzeugen, die 


zur Begehung des Forftdtedftahls geeignet find), den Abg. v. Fürth 
geſtrichen wiſſen wollte, wird angenommen. 


Bei $ 4 (Verſuch des Forſtdiebſtahls und Theilnahme an einem 


hy ſolchen) werden mit der vollen Strafe des Forſtdiebſtahls beſtraft, 


und $ 5 (Begünſtigung und Hehlerei bei einem Forſtdiebſtahl) werden 
mit einer Geldftrafe beſtraft, welche dem 1 Werth des Ent⸗ 
wendeten gleichkommt und niemals weniger als eine Mari betragen 
darf; die Beſtimmungen des § 257 Ahſatz 2 und 3 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
"Buches finden Anwendung,) beantragt : : 

Abg. Dr. Bähr (Raffel): die Beihilfe zu einem Forſtdiebſtahl 


und der Begünſtigung eines ſolchen milder zu beſtrafen, als es in der 


Kommiſſionsvorlage vorgeſehen iſt. E 
Regierungs⸗Kommiſſar Geheimer Rath Oehlſchläger und 
Abg. Bernhardt bitten, den Antrag der Kommiſſion anzunehmen 


und den Antrag des Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) und einen redaktionellen 


Antrag der Abgeorbneten Schröter (Barnim) und Dr. Köhler 
naar abzulehnen. ] 
Das Haus nimmt $ 4 und $ 5 in der Kommiſſionsfaſſung an. 
$6. „Auf Gefängnißſtrafe kann erkannt werden: 1) wenn der 
‘orftdiebftabl von drei oder mehr Perſonen in gemeinſchaftlicher Aus⸗ 
hrung begangen ift, 2) wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der Ver⸗ 
ntmenbeten oder daraus hergeſtellter Gegenſtände bes 
angen tft, 3) wenn die Hehlerei gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßig 
det eben worden tft“ — und $ 7 (über Rückfall) werden, nachdem die 
Amendements des Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) und Schröter (Barnim) 
unter dem Beifall des Hauſes zurückgezogen worden ſind, in der Kom⸗ 
mil ſiongsvorlage angenommen. : 
Bei $ 8 (wiederholter Rückfall) beantragt Abg. Bromm, im Weſent⸗ 
lichen die Beſchlüſſe des Herrenhauſes anzunehmen, wonach u. A auch 
ro öffentlicher Aemter auf die Dauer 
von einem bis zu zwei Jahren erkannt werden tann. 
Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Oehlſchlä 8 er und Abg. 
Löwenſtein treten im Weſentlichen für die Kommiſſionsfaſſung ein. 
Referent Abg. Bernhardt, der gleichfalls dafür ſpricht, wird 
mehrfach durch Zwischenrufe des Abgeordneten Dr. Hänel unter⸗ 
brochen, was ſich Redner verhittet. Der $ 8 wird darauf mit einer 
unweſentlichen Aenderung, die vom Abg. Löwenſtein vorgeſchlagen 
war, nach dem Kommiſſions⸗Antrage angenommen, ebenſo die $$ 9 
(Erſatz des Werthes des Entwendeten) 10 (Perfonen von 12—18 
Sabren finden 5175 keine Straf⸗Ermäßigung), $ 11 (Haftbarkeit) nach 
nweſentlicher Diskuſſion, $$ 12—14 (Chater unter 12 Jahren, Erſatz 
der Geldftrafe durch Gefäng nißſtrafe, Beſchäftigung des Verurtheilten 
bei Forſt⸗ und Gemeindearheiten). | 
Bei $ 16 (Pfändung und Verſteigerung der zur Begehung eines 
Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge oder Transportmittel) wünſchen 
die Abgg. Reichensperger und Fürth eine Milderung der angedrohten 
drakoniſchen Maßregeln. Das Haus nimmt den Antrag Reichens⸗ 
perger an und ſtreicht den ganzen Paragraphen mit Ausnahme des 


erſten Satzes, fo daß der $ 16 alſo lautet: „Wird der Thäter bei 


Ausführung eines Forſtdiebſtahls, oder gleich nach bexfelben betroffen 
sn , fo find die zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeigneten 
Werkzeuge, welche er bei ſich führt (§ 15), in Beſchlag zu nehmen.“ 
$17. (Einziehung von friſch gefälltem Holz, das bei einem inner⸗ 
balb der letzten zwei Jahre rechtskräftig Verurtheilten vorgefunden 
iſt) wird nach einigen Bemerkungen des Abg. Nie derſchabbe⸗ 
hard angenommen, ebenſo 8 18. 5 
Verjährung der Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen 
dieſes Geſetz in 6 Monaten. h 
Bei § 19 gra me der Amtsgerichte für Zuwiderhandlungen 
egen dieſes Scho verlangt ae Dr. Köhler (Göttingen) die Zu⸗ 
i si von Schöffen. Dieſer Antrag, ſowie cin folder des Abg. 
Frei errn von Fürth werden abgelehnt. 
in Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 
Die 58 20—26 (Gerichtsſtand, Verfahren vor dem Amtsgerichte, 


Beeidigung von Perſonen, die mit dem Forſtſchutz vertraut find und 


die Ark von deren Anzeigen) werden ohne Debatte angenommen. 

Bei $ 27 (Erhebung der öffentlichen Klage durch den Amtsan⸗ 
walt, Erlaß von Strafbefehlen, liegt ein redaktioneller Antrag des 
Abg. Wadler (Schweidnitz) vor, welchen dieſer unter großer Unauf⸗ 
merkſamkeit des Hauſes begründet. i A 

Die Regierungs:Kommiffare Geb. Mithe Oehlſchläger und Löwe 
bitten in längerer Ausführung um Ablehnung des Antrages, worauf 
5 27 in der Gommi{fionsfa ung angenommen wird. 

Die $$ 28—39 (über das Verfahren und die Vollſtreckung der 
Strafbefehle und Urtheile) werden ohne Debatte angenommen; ebenſo 
Einleitung und Ueberſchrift des Geſetzes. 

Darauf vertagt ſich das Haus auf Freitag a pipe 

Tagesordnung: Entwurf eines Geſetzes über die Fertigſtellung 
der berliner Stadtbahn von Staats wegen und Reft der bentiogn 
Tagesordnung. Schluß 5% Uhr. 


— OO ——— 


Parlamentariſche Nachrichten. 


§ Berlin, 13. März. Die Gewerbeordnungskom⸗ 
e die erſte Leſung des Geſetzentwurfs über die 
Im § 21 wurde die Beſtimmung, daß dies 


Gewerbeg eendigt. 
es | Seles auf Fe ten der Vorſtände der unter öffentlicher Verwal⸗ 
tung ſtehenden 


jetriebsanlagen mit den in den letzteren beſchäftigten 
Arbeitern keine Anwendung finden folle, geſtrichen. Im Uebrigen 
nahm man die Regierungsvorlage einfach an. Morgen wird die 
Kommiſſton die zweite Leſung vornebmen und alsdann in die Bee 
rathung der Vorlage betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
eintreten. Eine Unterbrechung der Arbeiten iſt nicht beabſichtigt. Das 
gegen tritt in den Arbeiten der Budgetkommiſſton eine 
etwa achttägige Pauſe ein, was im Intereſſe des rechtzeitigen Zu⸗ 
ſtandekommens des dary il freilich zu bedauern ift, aber 
nicht vermieden werden konnte Die Kommiſſton bat in ihrer 
geſtrigen Sitzung die Forderungen für Kaſernen bauten im Extra⸗ 
ordinarium des Miliäretats mit wenigen Ausnahmen bewilligt. 

* Die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche 
ſtrlic mot in Straßburg bat an den Reichstag eine aus⸗ 
ührlich motivirte Petition 1 derſelbe wolle dahin wirken, da 
das juriſtiſche ad AAA RIAS reichsgeſetzli 
nach folgenden Grundſätzen geregelt werde Es follen die Vorſchriften 
über vie juriſtiſchen Prüfungen vom Reiche getroffen werden, und 
zwar binfichtlich der Grundprinzipien im Wege des Reichsgeſetzes, 
hinſichtlich der Ausführungs⸗Beſtimmungen im Wege einer unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesraths zu erlaſſenden kaiſerlichen Verordnung; 
es ſoll die Aufſicht über die von den Einzelſtaaten gebildeten Kom⸗ 
miffionen durch den Reichskanzler mittelſt von ihm ernannter Kom⸗ 
miſſare geübt werden, welche den einzelnen Prüfgagen bei vohnen und 
die Befugniß haben, gegen die Entſcheidung der Prüfungs⸗Kommiſſion 
Einſpruch zu erheben, falls dieſe den beſtehenden Beſtimmungen zu⸗ 
wider, einem Kandidaten das Zeugniß zu ertheilen, beabſich⸗ 
tigen, daß er die Prüfung beſtanden habe. Der 8 3, Abſ. 1, des 
Gerichts⸗Verfaſſungsgeſetzes müßte dahin abgeändert werden: „Wer 
in einem Bundesſtaate die erſte Prüfung beſtanden hat, muß in jedem 
anderen Bundesſtaate zur Vorbereitung für den Juſtizdienſt und 
zur zweiten Prüfung zugelaſſen werden.“ er erſte Satz des Al. 2 
des $ 2 des Gerichts⸗Verfaſſungsgeſetzes muß die Faſſung erhalten: 
„Der erſten Prüfung muß ein vierlähriges Studium der Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaft vorangehen.“ Folgende Sätze werden für 
eine reichsgeſetzliche Sanktion für geboten erachtet: 1) die Fächer, 
welche I nj der wiſſenſchaftlichen Prüfung ſein follen, find ge 
ſetzlich zu beſtimmen und es iſt Fürſorge pa treffen, daß jeder einzelne 
Kandidat in jedem dieſer Fächer der Prüfung unterworfen wird. 2) 

ie mündliche Prüfung muß in mindeſtens zwei getrennte Theile zer- 
legt werden, von denen der eine das römiſche und deutſche Zivilrecht 
mit Einſchluß des Handelsrecht und die römiſche und deutſche Rechts⸗ 
geſchichte, der andere Staatsrecht, Völker⸗, Kirchen⸗, Straf nnd Bir 
vilrecht, Zivilprozeß, Strafprozeß und die Staatswiſſenſchaften um⸗ 
faßt. Nur derjenige Kandidat darf zur praktiſchen Vorbildung als 
Referendarius zugelaſſen werden, welcher in jeder der Seiden Abthei⸗ 
lungen das Prädikat „beſtanden“ erhalten hat. 3) Die Prüfungs⸗ 
fommiffionen müſſen in der Art zuſammengeſetzt werden, daß für jes 
des der Hauptfächer mindeſtens ein ſachverſtändiger Examinator an 
jeder Prüfung theilnimmt. Die Verbindung von Uniderſitätslehrern 
und praktiſchen Juriſten iſt beizubehalten; die Prüfungskommiſſionen 
miiffen aber aus einer größeren Anzahl von Mitgliedern befteben, fo 
daß bei jeder Prüfung mebrere Univerſitätslehrer zur Mitwirkung 
berufen werden 4) Die Oberaufſicht über die wiſſenſchaftlichen Prü⸗ 
fungskommiſſtonen der einzelnen Bundesſtaaten tft dem Reichskanzler 
zu übertragen und durch von ihm ernannte Kommiſſare oder Inſpek⸗ 
toren zu handhaben, um die Gleichartigkeit des Prüfungs verfahrens 
der Anlegung des gleichen Maßſtabes, der genauen Befolgung der 
vom Reiche erlaſſenen Borſchriften zu ſichern und jede Konkurxenz 
durch allmähliches Herabmindern der Anforderungen auszuſchließen. 


Brief⸗ und Zeitungsberichte. 
Berlin, 14. März. 


Berlin, 14 März. Während vor einigen Tagen noch, wie 
ich Ihnen ſchrieb, Perſonalveränderungen im Staatsminiſterium als 
unmittelbar bevorſtehend nicht erachtet wurden, ſcheint inzwiſchen eine 
Entſcheidung inſofern näher gerückt, als der Finanzminiſter Camp. 
hauſen dringender als zuvor auf ſeinem Abſchied beſteht. Bisher nahm 
man an, daß, da der Kaiſer den erbetenen Abſchied nicht bewilligt 
hatte, der Miniſter jedenfalls die Berathung der Steuervorlage in 
der Budget⸗Kommiſſion abwarten werde; indeß ſcheint derſelbe 
ſeitdem durch einzelne parlamentariſche Anzeichen, welche die Mög⸗ 
lichkeit ſeines Bleibens in Frage ſtellen, zu dem Wunſche einer 
raſcheren Entſcheidung beſtimmt worden zu ſein. Das es jedoch aus 
nahe liegenden Gründen erwünſcht ſein muß, die Entſchließung über 
die Wiederbeſetzung des Finanzminiſteriums im Zuſammenhang mit 
den anderweitig noch ausſtehenden Entſcheidungen zu faſſen, ſo iſt im⸗ 
merhin möglich, daß auch die Gewährung der Entlaſſung des gegen⸗ 
wärtigen Finanzminiſters noch eine kurze Zeit vertagt bleibt. — Da 
nun Graf Eulenburg, deſſen Urlaub im April abläuft, nicht an 
den Wiedereintritt denkt, fo ift demnächſt auch über die Wiederbe⸗ 
ſetzung des Miniſteriums des Innern die definitive Entſcheidung zu 
treffen. 


— In Bezug auf den Aufenthalt des öſterreichiſchen 
Kronprinzen in Berlin wird der „Pol. Korreſp.“ von hier ge⸗ 
ſchrieben: 

Ein beſonderes Relief erhielt der Aufenthalt des Kronprinzen in 
Berlin durch das oſtenſible Benehmen des Reichskanzlers Fürſten 
Bismarck, der ſonſt bekanntermaßen Beſuche zu meiden pflegt und 
auch von allen anläßlich der Vermählungsfeierlichkeiten anweſenden 
fürſtlichen Perſonen nur inſofern 1375 enommen hatte, als er ſich 
durch einen feiner Söhne aufſchreiben ließ. Beim Kronprinzen erſchien 
Fürſt Bismarck perſönlich, um ſich aufzuſchreiben; ex ſuchte dann um 
eine Audienz an, die ihm gewährt wurde und die } Stunden dauerte. 
Die Unterhaltung mußte ſodann mit Rückſicht auf die angekündigte 
Stunde der . abgebrochen werden. Fürſt Bismarck bat um 
die Erlaubniß, feinen Vortrag in einer zweiten Audienz fortſetzen zu 
dürfen. Der Kronprinz zog es aber vor, den Kanzler in deſſen Woh 
nung aufzuſuchen und verweilte diesmal über fünfviertel Stunden. 
Auch Feldmarſchall Moltke hatte auf fein Anſuchen eine Audiem beim 
Kronprinzen. In Offizierskreiſen machte das Dejeuner, das der Kron: 
prinz dem W fine fl des Kaiſer Franz⸗Garde⸗Grenadier⸗Regiments, 
ſowie jenem ſeines Ulanen⸗Regiments, das in corpore aus Perleberg 
hierher gekommen war, im erſten hieſigen Reſtaurant gegeben, einen 
überaus günſtigen Eindruck. Se. kaiſ. Hoh. toaſtirte dabei auf die 
deutſche Armee und ſpeziell auf die zwei anweſenden Regimenter und 
deren Allexhöchſten Kriegeherrn. Prinz Wilhelm erwiderte mit einem 
Toaſte auf den Kaiſer und den Kronprinzen von Oeſterreich. 


Genau iſt dieſe Mittheilung jedenfalls nicht in der Art wie das 
Verhalten des Reichskanzlers gegenüber den bei den Vermählungs⸗ 
feierlichkeiten bier anweſenden fürſtlichen Perſonen charakteriſirt wird. 
Namentlich hat Fürſt Bismarck, wie die „Nat.⸗Ztg.“ hervorhebt, mit 
dem Prinzen von Wales in mehrfachem Verkehr geſtanden und hat der 
engliſche Thronerbe manche Rauchſtunde mit dem leitenden deutſchen 
Staatsmanne verbracht. 
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Tokales und Provinzielles. 
Bofen, 15. März ma 

r. Oberpräſident Günther und Regierungsrath Freytag find 
geſtern Nachmittag nach Bromberg abgereiſt 

— Der ſtaatstreue Pfarrer Czapla aus Nowiec, Kr. Koſten, 
iſt in der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag einem Schlaganfall 
erlegen. Der Verblichene hatte die innegehabte Stellung im Jahre 
1867, noch vor Erlaß der Maigeſetze, vom damaligen Erzbiſchof 
Ledochowski erhalten, ſich aber im kirchenpolitiſchen Kampf als Freund 
des Staates bekundet. So fehlte ſein Name auch unter der Erklä⸗ 
rung ſeiner Amtsbrüder gegen Propſt Brenk in Koſten, als dieſer 
von der Staatsregierung dorthin berufen wurde. Natürlich 
war er wegen ſeiner ſelbſtſtändigen Haltung von der ultramontanen 
Partei verfehmt. 

— Der krakauer Adreſſe ſtimmen im geſtrigen „Ku 
Boznansh“ zu die Gemeinden Mieliyn mit Ovrowsé, Kreig Gnesen 
Kowalew, Kreis Pleſchen, Opalenica, von der Kirche St. Trinitatis 
u Gneſen, Sadke, Kreis Wirſitz, Bucy und Barchlin, Kreis Roften, 

ewig, Kreis Birnbaum, Lopienno, Bialcz, Kreis Koſten, Potulice, 
Kreis Bromberg, Ludom, Kreis Obornik, Lodz, Kreis Poſen, Lubofz, 
825 Piech 1 — . — ad 1 ae n a Sieolemin, 
eſchen, Kaminiec, Gogolewo, Konkolewo, Czacz, Kreis 5 

Bnin und Ociaz, Kreis Adelnau. 51 N 

r. Der Architekten⸗ und Qugenieur : Verein feiert 
Abend des 13. d M. im Kunkel iden Lokale das Schi N kel eft 
Die erfte Gelegenheit, welche fic) dem jung aufblühenden Vereine 
bot, das Andenken des Meiſters zu ehren, war freudig ergriffen wor⸗ 
den, um in würdiger Weiſe die Feier zu begehen. Die Wände des 
Feſtſaales waren mit Zeichnungen Schinkel's gſechmückt; ſeine Büſte, 
umgeben von Topfgewächſen, zierte ein Lorbeerkranz; ihr gegenüber 
ſtand das Rednerpult. Die Feſtrede hielt Betriebs: Inſpektor Jacobi, 
der in markigen Zügen das Leben und Wirken des Ober Landes⸗ 
Baudirektors Schinkel ausführte Der Rede folgte der verdiente 
Beifall; alsdann erhob fic) der Vorſitzende des Vereins, Regterungs- 
und Baurath Hauſtein und forderte die Verſammlung auf, dem 
großen Todten ein ſtilles Glas zu weihen. Während des Feſteſſens 
wechſelten Geſänge und Vorträge mit einander ab; erſt in der ſpäten 
Mitternachtsſtunde erreichte das ſchöne Feſt ſein Ende. 

ch) Pleſchen, 9 März. [Mational-Dank Bater- 
ländiſcher Frauen⸗ Verein. Schule.] Der Verwal⸗ 
tungsüberſicht des Kreis Kommiſſariats für den National- Dank pro 
1877 entnehmen wir: Der Beſtand am Schluſſe des Jahres 1876 be⸗ 
trägt 240,50 M. Eir abmen im Jahre 1877 betragen 135,17 M., 
Summa: 375,67 M. Die Ausgaben im Jahre 1877 find: Fort⸗ 
dauernd bewilligte Unterſtützungen an 1 Empfänger in Höhe von 
67,50 M., Geſchäfts und Verwaltungsloſten 17,55 N. Summa der 
Ausgaben 8505 M., mithin Beſtand 290,62 M. Die Zahl der 
Ehrenmitglieder beim Kreis⸗Kommiſſariat beträgt 5. mit einem fort⸗ 
laufenden Beitrage von 30 M. — Nach dem Rechenſchaftsbericht 
über den Vaterländiſchen Frauen⸗Zweig⸗Verein des pleſchener Kreiſes 
pro 1877 betrug der Beſtand ult. 1876 487,39 M. Hierzu Einnahme 
pro 1877 mit 342,44 M., mit Geſammt⸗Einnahme 829,83 M. Die 
Ausgabe betrug 449,17 M., mithin Beſtand pro 1877 380,65 M. Dem 
Vereine gehören 25 Mitglieder an. — Mit dem 1. April c. wird an 
der biefigen Töchterſchule — jetzt dreiklaſſig — eine vierte Klaſſe er⸗ 
richtet, in welcher Töchter aller ya i age im Alter von 7 Jahren 
ab Aufnahme finden. Das Schulgeld fol pro Kind und Jahr 40 M. 
betragen. Wir baben alsdann in unſerer Stadt eine zehnklaſſige 
deutſche Bürgerſchule — die bis Tertig vorbereitende Goma als 
a ae eingerechnet — eine ſechsklaſſige katholiſche Schule 


und die o genannte höhere Töchterſchule. 
4 Soja 1 ten 125 ife <> lhelms⸗Stif⸗ 
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henden Zweigvereins der Kaiſer Wilhelms- Stiftung, verbunden mit 
dem Lokalverein zur Pflege im Felde verwundeter und erkrankter 
Krieger, erſtattete der Vereins⸗Vorſitzende Bürgermeiſter Rolif d 


Bericht über die Wirkſamkeit des Vereins im abgelaufenen Geſchäfts⸗ 


jahre, welchen wir in Kürze dahin reſumiren, daß es dem Vereine 
auch in dieſem Jahre vergönnt geweſen iſt eine ſegens reiche Thätig- 
keit zu entfalten und in verſchiedenen Fällen die Härten des Invali⸗ 
dengeſetzes gegenüber denjenigen, welche in Folge der im Feldzuge er⸗ 
littenen Strapazen krank und zum großen Theil erwerbsunfähig ge⸗ 
worden waren, es jedoch verſäumt hatten, ihre Anſprüche auf Inva⸗ 
lidenbeneſizien innerhalb der geſetzlichen Friſt, geltend zu machen, durch 

uwendung von Unterſtützungen möglichſt auszugleichen Der ver⸗ 
öffentlichte Kaſſenbericht weiſt außer einem in de Effekten 
angelegten Fond von 600 Mark, einen haaren Kaſſenbeſtand von 267 
Mark nach. Nach eee Dedarge, beſchloß die Verſamm⸗ 
lung von dem vorhandenen Beſtande zunächſt 30 M. als Jahresbei⸗ 
trag an den Zentralverein in Berlin abzufegen, ſodann bewilligte fie 
mehreren in gedrückten Verhältnißen lebenden Landwehrmännern von 
je 15 Mark zur ‘seater der ihnen im Jahre 1871 ſeitens des 
Staats vorgeſchoſſenen Retabliſſementsgelder, die ſpäter auf den Kreis 
über aan und von demſelben eingezogen werden, gewährte ferner 
zur Aufbeſſerung der örtlichen Armenpflege 54 Mark und endlich 20 
Mark zur Vergrößerung des Fonds zur Feier des Sedantages. Nach 
einſtimmig erfolgter Wiederwahl des bisherigen Vorſtandes wurde 
die Verſammlung geſchloſſen. 

O Oftrowo, 13. März [Pfarrerwahl!] Bei der heute abge⸗ 
haltenen Wahl des Paſtors für die erſte Stelle an der en evan⸗ 
gelegen Kirche erhielt von den vier zur Wabl geftellten Bewerbern 

aftor Flicek 166, der Paſtor und Religionslehrer am biefigen tal. 
Gymnaſtum Muche 87, Superintendent Maeker 36 und Paſtor 
Zakobielski 14 Stimmen, ſonach iſt Paſtor Flicek als Paſtor prim. 
gewählt worden. 
Ak Inowrazlaw, 13. Mär: [Zum Poſtverkehr.] Die 
in der Zeit vom 11. bis 21. d. Mets. im ganzen Reichspoſtgebiet voll⸗ 
zogene Briefzählung hat für das hieſige Poſtamt folgendes Reſultat 
ergeben: Es betrug die Zahl der bei der Poſtanſtalt eingegangenen 
Briefſendungen: 20910. Bei der Poftanflalt wurden 9402 Brief⸗ 
ſendungen aufgegeben. Die Zahl der beſtellten Poſtſendungen (Briefe, 

oſikarten, Druckſachen, Wagrenproben, Zeitungsnummern, Packete, 
E Softanmetfungen 2c.) betrug 7079, die Zahl der abgeholten Sendungen 


Bat) Bee Knaben beträgt ſomit 487, die der Mädchen 486. Die Kinder 
nd in 3 Stufen vertheilt, in der Oberftufe befinden fid mit 5 Klaſſen 
253, in der Mittelftufe mit 4 Klaffen 293, in der Unterſtufe mit 6 

Lehrkräfte beträgt einſchl. des 


wurde heute Nachmittag durch den Ruf & acz iſt gefangen“ in 
nicht geringe Aufregung verſetzt. Und wirklich wurde ajo race 
Verbrecher gefeſſelt durch die Straßen unferer Stadt geführt und dem 
Gerichtsgefangniß überliefert. Was, trotz allen Bemühungen, weder 
der geſammten Gendarmerie, noch der Polnei gelingen wollte, ge ang 
dem Exekutor des Diſtriktskommiſſariats Klecko, J. Szmar / zins ki 
Ibm war es vorbehalten, unfere Gegend von einem Individuum zu 
defreien, das vor keinem Verbrechen zurückſchreckte und unſere Land⸗ 
ſtraßen eine Zeit lang pa den unfiderften der Provinz gemacht hatte. 
Der Erekutor Szmarſzinski hat, mit Gefahr feines Lebens, 

Spochacz dingfeſt gemacht und hat ſich die von der königl. Staatsan⸗ 
waltſchaft ausgeſetzte Belohnung von 300 Mark redlich verdient — 


| 


7 aut — 3 —.— jedoch riß dieſer das Piſtol aus 


= 8 ers, zu erfreuen hatte. 


** 


8 ſtern Nachmitta ‘ear ties im Gaſtho 


eech q 


a a prgeben, ein 
A e er Spock die Piſtole abfeuern 
zu pcr fae u mo ließ fic aber die Waffe fofort zurückgeben, um fie 
von euem zu laden. Nach längerer Zeit, wäbrend welcher d der Exe⸗ 
utor dem Spochacz fleißig z 1 kamen noch einige Beauern 
Be = mmer. Szmarſzinskt gab ihnen ſchnell zu ver ee um 
es ſich handelt und wollte zur Feſtnahme des Shoda nee nth 
der Taſche un 
3 Sieb, ſchlug 
während 
x ſich bückte, um das Piſtol u an verſetzte ihm der noch 
schnellere Verbrecher mit einem Meſſer einen Stich in den Kopf, ſchlu 
8 Fenſterkreuz aus und ſprang durch's Fenſter. Szmarſzinski 
vermochte nur noch ihm einen Hieb auf den Hinterkopf zu verſetzen. 
Die Bauern, die nach dem erſten ing | aus dem Zimmer geflohen, 
wurden nun von Szmarſzinski unter Zuſicherung einer Belo 1 
von 30 Mark, aufgefordert, mit ihm dem Spochach nachzuſetzen. In 
Folge des ſtarken anntweingenuſſes und pale auch in 
Solo des Schlages ſtürzte Spochacz kurz vor dem Walde und er⸗ 
lichte dem tapferen Erefutor, ihn durch zwei wuchtige Hiebge fo 
we betauben, daß er mit Stricken gefeſſelt werden konnte. 
Szmarſdinski requirirte hierauf einen Wagen und brachte den lang 
Geſuchten ſeinem Diſtriktskommiſſarius nach Klecko und von dort hier⸗ 
ber. — Die Kopfwunden des Szmarſzinski find glücklicherweiſe unge⸗ 
fährlich. (Oſtd. 3.) 

Bromberg, 14. März. [Bürgermeiſter v. Buchboltz .] 
Wenige Tage nur über Jahresfriſt ſind verſtrichen, ſeit ſich unſere 
Komm de am 1. März 1877 in der Perſon des damaligen Bürger⸗ 
meiſters von Rawitſch, Johann Theodor Guſtav v. Buchholtz, ein 
neues Oberhaupt erwählte, und ſchon hat uns ein raſcher Tod den 
God begabten Mann, welcher in der Vollkraft der Mannesjahre die 
Leitung unſeres Stadtweſeus übernahm, wieder entriſſen. Das ſtetige 
Wachsthum der Stadt und das ernſte Bewußtſein der Bürgerſchaft 
den immer mehr zunehmenden Anforderungen, welche an die Verwal⸗ 
tung herantraten, volle Rechnung tragen zu müſſen, lenkte damals die 
Wahl der Stadtverordneten auf den durch jahrelange Thätigkeit er⸗ 
probten Verwaltungsbeamten, von deſſen Kenntniſſen für das Wohl 
unſeres Gemeinweſens das Beſte zu hoffen ſtand und deſſen redlicher 
Eifer in der leider nur kurzen Spanne Zeit, welche ihm für uns zu 
wirken beſchieden war, allſeitig ehrende Anerkennung gefunden hat. 
— J. Th. G. v. Buchholtz wurde am 30. Mai 1833 in Königs⸗ 
berg i. Pr. geboren, wo ſein Vater als Profeſſor der Rechte 
lehrte. Nach beendeten juriſtiſchen Univerſitäts⸗ Studien auf den 
Hochſchulen Königsberg, Berlin und Bonn vollbrachte er ſeine 
NReferendariatszeit in Berlin und zwar zu Ende derſelben als 
Hülfsrichter in Charlottenburg thätig. Im Jahre 1860 nach 
Ablegung des Staatsexamens zum Gerichtsaſſeſſor ernannt, trat er, 
um ſich mit der Verwaltung bekannt zu machen, am 27. April deſſel⸗ 
ben Jahres als Hülfsarbeiter bei dem Landrathsamte in Königsberg 
i. Pr. ein und übernahm ſpäter die Vertretung des Syndikats bei 
der oſtpreußiſchen Landſchaft. Den Winter 1860/61 verlebte v. Buch⸗ 
boltz, nachdem er die letzgenannte Stellung aufgegeben hatte, in Paris, 
wo er ſich bauptſächlich der Unterweiſung des damaligen professeur 
suppléant an der Ecole des droits, Batbie, des ſpäteren Kultusmi⸗ 
Nach ſeiner Rückkehr übernahm er im 

Sommer 1861 die Veranlagungsarbeiten für die Grundſteuer in den 
Kreiſen Preuß. Holland und Mohrungen, und im Jahre 1862 brach⸗ 
ten ihn die Stände des Landkreiſes Königsberg als Kandidaten für das 
Landrathsamt in Vorſchlag, ohne jedoch bei dem Miniſter Gehör zu 
finden. G. v. Buchboltz wandte ſich nunmehr der juriſtiſchen Karriere 
zu und nahm im Oktober 1864 eine Kreisrichterſtelle in Mohrungen 
an, welche er bis zum Jahre 1868 verwaltete. Bereits im Jahre 
1865 wurde derſelbe einſtimmig von der Stadtverordtklen⸗Verſamm⸗ 
lung in Pillau zum Bürgermeiſter gewählt, die Wahl aber deshalb 
von der Königsberger Regierung beanſtandet, weil nach der Auffaſ⸗ 
ſung dieſer Behörde die Stadt, deren oberſter Vertreter er werden 
follte, nicht in der Rage war, ein Gehalt von 700 Thaler pro 
Jahr zu zahlen. Luſt und Liebe zu den Arbeiten in der 
Verwaltung, wohl auch verminderte Neigung zum richterli⸗ 
chen Beruf veranlaßten ihn ſchließlich auf Anrathen naheſtehen⸗ 
der Verwandten, die Verwaltung des in Grüneberg beſtehenden Nieder⸗ 
ſchleſiſchen Kaſſenvereins als juriſtiſches Mitglied n übernehmen. Er 
erhielt eine Kollektivprocura und verſah die Stelle bis zur erfolgten 
Liquidation dieſer Kaſſe, worauf er im Jahre 1874 als Bürgermeiſter 
von Rawitſch wiederum in Kommunaldienſte trat. Seiner Wahl zum 
Bürgermeiſter von Bromberg folgte bald die königliche Beſtätigung 
und am 11. Mai 1877 die Einführung in das neue Amt. Die kurze 
Zeit der Amtsführung hat den Ernſt ſeiner Fürſorge und ſeines 
Eifers für das Geſammtwohl dennoch ſchnell erkennen laſſen, ſo daß 
den früh Geſchiedenen aufrichtige Trauer zu Grabe leiten und ein 
dauerndes Gedächtniß ehren wird. Vor drei Wochen erkrankte G. 
v. Buchholtz am Typhus, welchem er, nachdem der kräftige Körper 
Hart mit der Krankheit gerungen, geſtern Abend erliegen mußte. Die 
binterbliebene Gattin trauert mit vier unmündigen Kindern über den 
wae eines treuen Familienvaters. th 3.) 


— Staats und Holkswirthidalt, 


n Dortmund, 14. März, In der heute hier abgehaltenen Ge⸗ 
neralverſammlung der Dortmunder Union wurden ſſämmtliche 
Anträge des Verwaltungs rath, darunter derjenige, betreffend die Re⸗ 
duktion des Aktienkapitals der Geſellſchaft von 41,400,000 Mark auf 
31,050,000 Mk. oder die e Mebuttion des Nominalwerthes einer Aktie 
Lit. A. und B von 400 Mk. auf 300 Mk. ohne Debatte einftimmig 
genehmigt. 

n Wien, 14. März. Die Einnahmen der Eliſabeth⸗ 
Weſtbahn betrugen in der Zeit vom 1. bis zum 10. März 259,125 
E ergaben mithin „gegen dieſelbe Zeit des Vorjahres eine Mehr: 

innahme von 192 Y 

** Inſolvenz in London. Nach londoner Bankierbriefen hat 
die dortige Spekulationsfirma Werner Brothers fuspendirt und find 
deren za ee Baiſſe Engagements in eghplifchen Fonds letzter Tage 
exelutirt worden, desgleichen in Conſols und Ruſſen 

London, 14 März. Bei der geſtrigen Wollauktion 
3 Wolle gefragter und ſehr feſt, Weſtcap fleeces wei⸗ 
chen 


a Petersburg, 14. März. Bei der geſtrigen ſtattgehabten 
Subſkription a die zu emittirenden 50 Millionen Schaybong, 
die Vormittags 10 Uhr b egann, war bereits Nachmittags 3 Uhr der 
ganze Betrag voll gezeichnet. Am Montag iſt nicht — wie geftern 
kerthümlich gemeldet — die Eiſenbahnſtrecke Perm⸗Jekaterinoslaw, 
ſondern die Strecke Perm⸗Jekat ert nburg eröffnet worden. 


feuerte es auf Szmarſzinski ab Durch einen 


— Exekutor dem Spodac, Hein Waffe aus der Gand. Do 
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Telegraphiſche Nachrichten. 


Wien, 14. März. Der „Bol. Korreſp.“ wird aus Bukareſt mit- 


getheilt, es herrſche dort die Beſorgniß vor, daß Rußland die im 
Friedensvertrag 


ſüüpulirte Einwilligung der Pforte für genügend er⸗ 
achten könne, um nach der Ratifikation des Friedensvertrages Ru⸗ 
mäniſch⸗Beſſarabien unverzüglich zu beſetzen. — Aus Raguſa geht dem 
Blatte die Meldung zu, daß in Kthella und Recheni von den regulä⸗ 


ren türkiſchen Truppen Akte des Vandalismus begangen worden ſeien 
und daß dieſelben namentlich Kirchen geplündert und Friedhöfe ver⸗ 


wüſtet hätten. 

Nom, 14. März. Der König hat heute aus Veranlaſſung feines 
Geburtsfeſtes eine Revue über die hier garnifonirenden Truppen abs 
gehalten, welcher die Königin, ſowie Prinz Carignan und der Pring 
von Neapel beiwohnten. Im Laufe des Tages empfing der König 
Deputationen des Parlaments. — Wie die „Agenzic Stefani“ erfährt, 
hat der Bapft drei hervorragende Prälaten mit dem Studium der 


Verhältniſſe der katholiſchen Kirche in Polen beauftragt, um Anträge 


zur Löſung dieſer Frage herbeizuführen. 

Paris, 13. März. Einem von mehreren hieſigen Zeitungen ver⸗ 
öffentlichten Telegramme aus Alexandrien zufolge follen Goeſchen und 
Joubert die Theilnahme an der von dem Khedive vorgeſchlagenen 
Enquete über die Hilfsquellen Egyptens abgelehnt haben. Das Ko⸗ 
mite der engliſchen Gläubiger hatte die Erklärung abgegeben, es 
würde keine Abänderung der Verpflichtungen des Khedive zulaſſen 
und im Falle, daß die gegenwärtigen Einnahmen nicht hinreichen 
ſollten, es als die Aufgabe der Enquete⸗Kommiſſion anſehen, die 
Zinſen der Schuld nicht zu reduziren. Dagegen würde es die Auf⸗ 
gabe der Kommiſſion ſein, die Steuern umzuformen, um die unver⸗ 
kürzte Zahlung der Zinſen zu ſichern, namentlich indem ſie eine 
gleiche Beſteuerung für ſämmtliche Ländergebiete Egyptens herſtelle, 
auch für die Ländereien des Khedive, die den vierten Theil Egyptens 
ausmachten und von denen bisher keine Steuern erhoben worden 
wären. Der engliſche und franzöſiſche Konſul in Egypten hätten ge⸗ 
meinſam Schritte gethan, um den Khedive zur Erfüllung ſeiner finan⸗ 
ziellen Verpflichtungen anzuhalten. 

London, 14. März. lUnterhausſitzung.] Auf die Anfra⸗ 
gen Deniſon's und Onslow's erklärte der Schatzkanzler Northcote, 
die Regierung habe der Konferenz oder dem Kongreſſe im Prinzipe zu⸗ 
geſtimmt, über die Baſen für den Kongreß unterhandle fie noch mit den 
andern Mächten, es ſei ihm deshalb unmöglich, auf Details einzugehen. 
So viel dürfe er jedoch ſagen, daß jede Macht ihre Aktionsfreiheit auf⸗ 
rechterhalte und daß im Kongreß die Majorität die Minorität nicht 
binde. England werde ſeine Anſichten im Kongreſſe vertreten und 
verlange vor einer Beſchickung des Kongreſſes, daß jeder Artikel des 
Friedensvertrags dem Kongreſſe in ſolcher Weiſe vorgelegt werde, 
daß der Kongreß darüber urtheilen könne, ob der Artikel anzunehmen 
ſei oder nicht. Was die Frage nach der vor Konſtantinopel und 
Gallipoli ſtehenden Zahl ruſſiſcher Truppen anbelange, ſo lägen offi⸗ 
zielle Informationen darüber nicht vor. 

Petersburg, 14. März. Die „Agence Ruſſe“ wendet fic gegen 
die Meldungen engliſcher Blätter von geheimen zwiſchen Rußland 
und der Türkei getroffenen Abmachungen betreffend eine Defenſiv⸗ 
und Offenſiv⸗Allianz beider Mächte und die Erwerbung einer ſtrate⸗ 
giſchen Poſition am Bosporus durch Rußland und hebt dieſen An⸗ 
gaben gegenüber hervor, daß die ruſſiſche Regierung nicht ſo unklug 
fet, um geheime Verträge mit der Türkei zu ſchließen, da fie wiffe, 
daß die geringſten Transaktionen dem engliſchen Botſchafter Layard 
mitgetheilt würden. Was die Meldungen anlange, in denen geſagt 
wird, England verlange die Befugniß auf dem Kongreſſe, den ge⸗ 
ſammten Friedensvertrag zu prüfen und eventuell ſich von dem Kon⸗ 
greſſe zurückzuziehen, ſo ſei daran zu erinnern, daß auf einem Kongreſſe 
jede Macht mit voller Freiheit ihrer Haltung, ihrer Anſprüche und 
ihrer Entſchließungen erſcheine. 

Konſtantinopel, 13. März. Der Admiral Hobart Paſcha, der 
heute Abend an Bord des „Izedin“ abgeht, um an der Küſte Grie⸗ 
chenlands zu kreuzen, wird bis Gallipoli von zwei engliſchen Militär⸗ 
Attaches begleitet ſein. — Der Herzog von Edinburg wird heute das 
im Golfe von Jsmid befindliche Geſchwader verlaſſen und ſich nach 
Malta begeben. 

Bukareſt, 14. März. Die Einnahmen aus der Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ 
und Telegraphen⸗Verwaltung überſchreiten den Voranſchlag des Bud⸗ 
gets für das Jahr 1877 um 27 Millionen Fres. Die Zölle und die 
Salzſteuer ergaben eine Mehreinnahme von 3 Mill. Fres. Die Bud⸗ 
getkommiſſion der Deputirtenkammer beantragt folgende Voranſchläge 
für das Budget des Jahres 1878: Die Einnahmen werden auf 
93,144,000 Fres. normirt und die Ausgaben auf 93 098,000 Fres. 
Hierbei find die 30 Mill. Fres. Hypothekarbillets, deren Emiffion noch 
nicht entſchieden iſt, nicht in Anſchlag gebracht. Die Budgetkommiſ⸗ 
ſion beantragt ferner die Verminderung der von den früheren Regie⸗ 
rungen zurückgelaſſenen ſchwebenden Schuld, welche mit den Annuitä⸗ 
ten für die Eiſenbahn Ploteſti⸗Predeal 50 Mill. Fres. beträgt. 

Bukareſt, 14. März. Im Senate wurde heute ein Geſetzent⸗ 
wurf betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 7 Millionen behufs 
Bezahlung der Requiſitionsbons eingebracht. 


eee 
Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Bafner in Polen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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